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D.      TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
Die Gemeinde Waidhofen erlässt aufgrund §§ 2, 9 und 10 Baugesetzbuch (BauGB), der 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), der Verordnung über die 
Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 
1990 - PlanzV 90),  der Bayer. Bauordnung (BayBO), des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatschG), des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) - und Art. 23 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern - GO - jeweils in der zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses gültigen Fassung diesen vom Architekturbüro R. Reiser, München, und 
Landschaftsarchitekt Karl Ecker, Schrobenhausen, gefertigten Bebauungsplan mit integriertem 
Grünordnungsplan „Sondergebiet Feuerwehrhaus und Fläche für Gemeinbedarf“ als 

Satzung 
1.            Inhalt des Bebauungsplanes 

 Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Sondergebiet Feuerwehr und 
Fläche für Gemeinbedarf“, Gemarkung Waidhofen, gilt die von Architekt Dipl.-lng. 
Rudolf Reiser und Landschaftsarchitekt Dipl.-Ing. Karl Ecker ausgearbeitete 
Bebauungsplanzeichnung in der Fassung vom 31.01.2023, die zusammen mit den 
nachstehenden Festsetzungen den Bebauungsplan bilden. 

 Der Bebauungsplan besteht aus den räumlich getrennten Teilen A (= Planzeichnung) 
und F.1 (= CEF-Manahmen- und externe Ausgleichsfläche) und Ausgleichsfläche F.2.. 

 Teil F.1 mit 5.185 m² (entspricht einer Aufwertung um 13.759 Wertpunkte) stellt die 
separat  gelegene Ausgleichsfläche, Fl.Nr. 532/2, Gmkg. Und Gemeinde Waidhofen) 
dar.  

 Teil F.2 2 mit 91 m² (entspricht einer Aufwertung um 796 WP), stellt die separat 
gelegene Ausgleichsfläche, Gmkg. Wangen, Gemeinde Waidhofen, dar.  

 Lage und Umgriffe sind in den Kartenausschnitten F.1 und F.2 auf der Plankarte des 
Bebauungsplans dargestellt. Die festgesetzten Aufwertungsmaßnahmen sind den 
Plankarten und dem Umweltbericht zu entnehmen.  

 

Teil A (Baugebiet) 

 
2.  Art der baulichen Nutzung 
 
2.1 „Sondergebiet Feuerwehr und Fläche für Gemeinbedarf“ und als Gemeinbedarfsfläche 

mit der Zweckbestimmung "Feuerwehrhaus, öffentliche und Verwaltung, kulturellen 
Zwecken dienende Gebädue und Einrichtungen" festgesetzt. Damit sind auch kulturell 
dienende Gebäude bzw. Gebäudeteile und Einrichtungen zulässig, z.B. für Vereine.  
Wohnungen außer auf der Containerfläche sind unzulässig. 

 
2.2 Das Bauland innerhalb der festgesetzten Gemeinbedarfsfläche wird als Sonstiges 

Sondergebiet "Feuerwehr" gem. 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. Darin sind die in Ziff. 
B.3 aufgeführten Nutzungszwecke zulässig. 

 



Gemeinde Waidhofen    •    Bebauungsplan  „Sondergebiet Feuerwehrhaus und Fläche für Gemeinbedarf“ 
• Textliche Festsetzungen Ziff. D. und Hinweise Ziff. E 

 

 3 

3.       Maß der baulichen Nutzung 
 
3.1 Die in der Planzeichnung eingetragene Grundfläche von 1.600 m2 ist einzuhalten. 

Darüber hinaus ist die Aufstellung eines Obdachlosen Containers zulässig. 
 
3.2 Für die Grundflächen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO wie Garagen, Nebenanlagen, offene 

Stellplätze sowie deren Zufahrten und Übungsflächen Feuerwehr kann die festgesetzte 
Grundfläche um bis zu einer Grundfläche N von 3.500 m2 überschritten werden. 

 
 
4.        Bauweise, Grenzabstände, Abstandsflächen 
 
4.1 Hauptgebäude und Garagen sind nur innerhalb der Baugrenzen zulässig. 
  Stellplätze, Nebenanlagen und Übungsflächen der Feuerwehr sind auch außerhalb 

gem. der in Ziff. B.6. festgelegten Flächen zulässig. 
 
4.2  Bei Einhaltung der Festsetzungen des Bebauungsplanes kann an die Baugrenzen 

gebaut werden.  
 
 
5.  Gestaltung der Gebäude (Hauptgebäude einschließlich Garagen und Nebengebäude) 
 
5.1 Die Gebäude sind mit geneigten Dächern (z.B. Sonderdachform bei Einhaltung der 

max. zulässigen Firsthöhe, ggf. auch Pultdach) zu errichten, in untergeordneten 
Teilbereichen sind auch Flachdächer zulässig.  

5.2 Für die Feuerwehr ist bei Einhaltung der Wand- und Firsthöhen auch eine 
Sonderdachform in verschiedenen Dachneigungen gem. Ziff. B.10. zulässig, ebenso 
zulässig sind Pultdächer. 

 
 „5.3  Dacheindeckungen und Fassadengestaltung 

Es sind nur naturrote, rotbraune, braune, graue sowie anthrazitfarbene und 
metallicfarbene, wie weißaluminium, graualuminium, zinknatur, aluminiumnatur 
Dacheindeckungen zulässig. Darüber hinaus sind in der Dachfläche integrierte oder in 
geringem Abstand bis zu 20 cm darüber hinaus Photovoltaikmodule als dachparallele 
Anlagen zulässig. Aufgeständerte Anlagen sind zulässig. 
Für Dacheindeckungen und Außenwände sind keine grellen und leuchtenden Farben 
zulässig. Im Aussenwandbereich der Tore (Feuerwehr) sind Rottöne zulässig. 

 
5.4  Solarenergie 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind die nutzbaren Dachflächen des 
Hauptdaches zu mindestens 25 % mit Photovoltaikmodulen zur Nutzung der 
einfallenden solaren Strahlungs-energie auszustatten (Solarmindestfläche). 
Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so kann die hiervon 
beanspruchte Fläche auf die zu realisierende Solarmindestfläche angerechnet werden. 
Die Dachfläche bemisst sich dabei auf die gesamte Fläche bis zu den äußeren 
Rändern des Daches. Nebenanlagen und Nebengebäude bleiben bei der 
Flächenermittlung hier unberücksichtigt. 
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6.  Höheneinstellung der Gebäude 
 
6.1 Bezugspunkt für die Bestimmung der Wand- und Firsthöhen ist die festgesetzte Höhe 

gem. Ziff. B.20 von 409.13 m üNN (= Oberkante Erdgeschossfußboden). 
Abweichungen bis zu ± 0,30 m sind zulässig; dies gilt auch für die festgesetzten 
Geländeoberkanten. 

 Als Wandhöhe gilt das Maß von dem Bezugspunkt (Ziff. B.20) bis zum Schnittpunkt der 
Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand bzw. Oberkante des 
Flachdaches gemessen an der Wandaußenseite. 

 
 
7.  Aufschüttungen und Abgrabungen, Stützmauern 
 
7.1. Das natürliche Gelände ist möglichst zu erhalten; dies gilt insbesondere am 

Geltungsbereichsrand.  
  Der Geländeanschluss an das jeweilige Nachbargrundstück oder an öffentliche 

Verkehrs- oder Grünflächen muss daher ohne Stützmauern erfolgen. 
 
7.2  Auffüllungen sind zulässig mit Anpassung des Geländes zur Erreichung der 

festgelegten Höhenkote des Gebäudes, wobei die festgelegte Höhe von 409,13 m üNN 
Fußboden einzuhalten ist. Auf Ziff. B.20 wird verwiesen. 

 
 7.3 Aufschüttungen sind bis zu 0,50 m Höhe in den rückwärtigen Stellplatz- und 

Grünflächen in Verbindung mit den in der Planzeichung gem. ZIff C. 7. eingetragenen 
Höhen zulässig. 

  Abgrabungen sind zulässig im Bereich der beiden Zufahrten bis zu max. 0,50 m. 
Darüber sind Abgrabungen zulässig im Bereich der dargestellten Versickerungsmulden 
für unverschmutztes Oberflächenwasser bis zu 1,50 m. 

 
7.4 Böschungen dürfen ein Steigungsverhältnis von 1 zu 3 (Höhe zu Breite) nicht 

überschreiten. 
 
 
8.  Einfriedungen und Versorgungsleitungen 
 
8.1 Sofern überhaupt erforderlich, sind Einfriedungen an den öffentlichen Verkehrsflächen 

als Metallzäune zu errichten. 
 
8.2  Die Oberkante des Zaunes darf eine Höhe von 1,25 m über Gelände nicht 

überschreiten, wobei 15 cm Bodenfreiheit für Kleintiere wie Igel freizuhalten sind.  
 
8.3 Zaunsockel zur Straßenseite und zum Außenbereich sind unzulässig. 
 
8.4  Kabelverteilerschränke sind so auf den Grundstücken aufzustellen, dass ihre 

Vorderseite bündig mit der Einfriedung abschließt. 
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8.5   Alle Ver- und Entsorgungsleitungen (auch: Telekommunikationsleitungen) sind 
unterirdisch zu verlegen. 

 
 
9.  Stellplätze für Pkw, Zufahrten, befestigte Grundstücksflächen 
 
9.1 Betreffend Stellplätze ist die Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen sowie 

über die Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV) vom 30. November 1993 
(GaStellV 1993; GVBl S. 433, BayRS 2132-1-I) anzuwenden. Die erforderliche Zahl der 
Stellplätze bemisst sich nach der Anlage zur Garagen- und Stellplatzverordnung. Die 
ausgewiesenen Stellplätze können angerechnet werden. 

 
9.2  Pkw-Stellplätze sind durch Schnitthecken (z.B. aus Hainbuche, Liguster) von den 

Wegeflächen abzutrennen. Die Ausführung des Belages hat mit wasserdurchlässigem 
Material zu  erfolgen. Ein Ableiten des Oberflächenwassers auf öffentliche 
Verkehrsflächen ist unzulässig. Um der Versiegelung des Bodens in der Landschaft 
entgegenzuwirken, müssen Park- und Stellplätze als befestigte Vegetationsflächen 
(Schotterrasen, Pflasterrasen, Rasengittersteine) oder in durchlässigem 
Verbundpflaster ausgeführt werden (§ 19 Abs. 1 Nr. 16 b BauGB). 

 
9.3.  Sämtliches anfallendes Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück zu versickern. 

Die Versickerung muss breitflächig und über eine mindestens 0,30 m bewachsene 
Oberbodenzone erfolgen. Hierzu sind naturnah zu gestaltende Wiesenmulden in den 
Grünflächen an den Rändern des Geltungsbereichs zu nutzen. 

 
 
10.  Beleuchtung 
 
10.1 Zur Beleuchtung von Fassaden und Aussenanlagen sind ausschließlich Leuchtmittel 

mit warmweißen LED-Lampen mit einer Farbtemperatur zwischen 2700 und 3000 
Kelvin zu verwenden. 

 
10.2 Die Beleuchtungsdauer und -intensität sind auf das erforderliche Mindestmaß zu re-

duzieren.  
 
 
11.     Grünordnung 
 
11.1  Pflanzgebot und Bindung für Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 

BauGB 
 Die Pflanzmaßnahmen sind spätestens in der Pflanzperiode nach Abschluss der 

Bauarbeiten im jeweiligen Bauabschnitt durchzuführen, abgängige Pflanzen sind 
spätestens in der darauf folgenden Pflanzperiode zu ersetzen. 

 Bei den Pflanzmaßnahmen sind die für die Grenzabstände geltenden Bestimmungen 
zu beachten. Durch entsprechende Pflege ist dafür zu sorgen, dass die Nutzbarkeit der 
Flurwege dauerhaft erhalten bleibt.  
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 Die Anzahl der im öffentlichen und privaten Bereich dargestellten Einzelbäume ist 
mindestens einzuhalten. Die festgesetzen Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und 
fachgerecht zu pflegen. 
Die Verwendung von Schotter, Kies und Steinen ist zum Bau von Wege- und Stell-
flächen zulässig, nicht aber zur Gestaltung von beetsetzenden Schotter- bzw. 
Steinflächen (sog. Schottergärten). 
 

11.2        Pflanzung von Bäumen 
 Als Mindestfläche für Baumscheiben gelten innerhalb Belagsflächen 8 m2. Die 

Oberflächen der Baumscheiben sind als Grünflächen aufzubauen.  
 
11.3        Grünflächen 

11.3.1 Die Grünflächen am Ostrand des Geltungsbereichs sind zur Hälfte ihrer Länge mit 
freiwachsenden Hecken zu bepflanzen. Hierzu sind in mind. zwei gegeneinander 
versetzten Reihen Sträucher gemäß Pflanzenliste 1 in einem Abstand von 1,5 m x 
1 m zu bepflanzen. Die Grünflächen entlang der Fahr- und Stellflächen im Süden 
des Geltungsbereichs sind auf 2/3 ihrer Länge in der o.g. Weise mit frei 
wachsenden Hecken zu bepflanzen. Dabei sind im Winkel zwischen den 
straßenbegleitenden Stellplätzen und der Parktasche Sträucher gemäß 
Pflanzenliste 1 bei gleichem Pflanzabstand auf einer Fläche von mind. 70 m² zu 
pflanzen. Bäume gemäß Pflanzenliste 2 sind im dargestellten Umfang in die 
Pflanzungen einzubringen. 

11.3.2 Am Nord- und Westrand des Sondergebiets sind die dargestellten Grünflächen auf 
mindestens der Hälfte ihrer Länge in der unter 11.3.1 mit Sträuchern gem. 
Pflanzenliste 1 zu bepflanzen. Bäume gemäß Pflanzenliste 2 sind im dargestellten 
Umfang in die Pflanzungen einzubringen. 

11.3.3 Die Grünflächen an den Rändern des Geltungsbereichs sind zur Versickerung des 
unverschmutzten Regenwassers, das auf den Bau- und Verkehrsflächen anfällt, zu 
nutzen. Hierzu sind naturnahe Sickermulden und Retentionsbereiche anzulegen. 

11.3.4 In den öffentlichen Grünflächen im Westen und Norden des Geltungsbereichs sind 
straßen- bzw. radwegbegleitend Laubbäume gemäß Pflanzenliste 3 im planlich 
dargestellten Umfang zu pflanzen. Dabei ist der Arbeitsbereich auf die Pflanzstandorte 
zu minimieren, um unnötige Eingriffe in die Böschungsvegetation auszuschließen. Die 
Erhaltung bereits hier stockender standortgerechter, heimischer Laubbäume wird auf 
dieses Pflanzgebot angerechnet. 

11.3.5 Im Umgriff der Stellplätze sind mindestens 9 Bäume gemäß Pflanzenliste 3 zu 
pflanzen. Soweit erforderlich sind die Pflanzungen wirksam gegen ein Anfahren zu 
schützen.  

11.3.6 Im Gesamtbereich des Baugrundstücks „Feuerwehr“ sind mindestens 20 Bäume zu 
pflanzen. Mit Blick auf die Vogelwelt ist von Baumpflanzungen an der Südostspitze des 
Geltungsbereichs abzusehen, von durchgängigen Heckenpflanzungen und 
Baumreihen am West- und Südrand des Baugebiets. 

11.4 Die  nicht anderweitig bepflanzten Grünflächen des Geltungsbereichs sind mit einer 
gebietseigenen kräuterreichen Saatgutmischung (z.B. 02 „Frischwiese“ bzw. 03 
„Straßenbegleitgrün von Rieger-Hofmann) aus dem Ursprungsgebiet 16 – 
Unterbayerische Hügel- und Plattenregion, mit 3 g / m²] anzusäen. Im ersten Jahr nach 
der Ansaat ggf. auflaufende störende Beikräuter sind durch zusätzliche Schröpfschnitte 
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zu beseitigen. Ansonsten sind die Wiesenflächen zwei- bis dreimal im Jahr zu mähen. 
Das Mähgut ist dabei jeweils abzufahren und sachgerecht zu verwerten bzw. entsor-
gen.    

 
11.5       Mindestpflanzqualität 
 Pflanzenliste 1: 
 - Sträucher: 5 bis 7 Triebe, zweimal verpflanzt, Höhe: 60 bis 100 cm. 
 Pflanzenliste 2: 
 - Laubbäume, Hochstamm, dreimal verpflanzt, Stammumfang 14 bis 16 cm. 
 Pflanzenliste 3: 
 - Laubbäume, Hochstamm, dreimal verpflanzt, Stammumfang 18 bis 20 cm. 

Innerhalb der Grünflächen an den Rändern des Baugebiets ist ausschließlich gebiets-
eigene Pflanzware aus dem hiesigen Vorkommensgebiets 6.1 (Alpen-Vorland) zu ver-
wenden. In diesen Berechen ist ebenfalls ausschließlich gebietseigenes Saatgut aus 
dem hiesigen Ursprungsgebiet (UG 16 Unterbayerische Hügel- und Plattenregion) zu 
verwenden. 
 

11.6       Pflanzenlisten 
 Pflanzenliste 1 
 Sträucher für Eingrünung  

 Corylus avellana  Hasel 
 Crataegus monogyna  Weißdorn 
 Frangula alnus  Faulbaum 
 Ligustrum vulgare  Liguster 
 Lonicera xylosteum  Heckenkirsche 
 Prunus spinosa  Schlehdorn 
 Rosa arvensis  Feldrose 
 Rosa canina  Hundsrose 
 Salix cinerea  Grauweide 
 
 Pflanzenliste 2 
 Bäume für Eingrünung  
 Acer campestre  Feldahorn  
 Acer platanoides Spitzahorn  
 Acer pseudoplatanus Bergahorn  
 Betula pendula Sandbirke  
 Carpinus betulus Hainbuche  
 Malus sylvestris Holzapfel  
 Prunus avium Vogelkirsche  
 Pyrus pyraster Holzbirne  
 Quercus robur Stieleiche  
 Sorbus aria Mehlbeere  
 Sorbus aucuparia Gewöhnliche Eberesche  
 Tilia cordata Winterlinde  
  
 Pflanzenliste 3 
 Straßenbegleitende Bäume (jeweils in Art und grünlaubiger Sorte) 
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 Acer campestre  Feldahorn (auch als Sorte, z.B. „Elsrjik“) 
 Acer platanoides Spitzahorn  
 Carpinus betulus Hainbuche 
 Sorbus aucuparia Eberesche (auch als Sorte, z.B. „Edulis“) 
 Sorbus aria Mehlbeere 
 Sorbus thuringiaca  Thüringische Mehlbeere 
 Tilia cordata Winterlinde (auch als Sorte, z.B. „Rancho“) 
 
 
12. Artenschutz 
 

Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (Schwaiger & Burbach, Oktober 2022 ) ist 
Grundlage des Bebauungsplanes und als solche zu beachten, um Verbotstatbestände 
i. S. des speziellen Artenschutzrechts wirksam zu vermeiden. Dies gilt insbesondere 
für folgende Maßnahmen zur Vermeidung (V) bzw. zur Sicherung der kontinuierlichen 
ökologischen Funktionalität (CEF):  

 
Maßnahmen zur Vermeidung (V) und zur Sicherung der ökologischen Funktiona-
lität (CEF) 

 
V1 – Sicherung der mageren Straßenböschungen 
Die mageren Straßenböschungen mit Einzelgehölzen am West- und Nordrand des 
Baugebiets sind dauerhaft zu erhalten und während der Bautätigkeiten durch einen 
Bauzaun vor jeglicher Beeinträchtigung durch Befahren und Ablagerung von Gegen-
ständen wirksam zu schützen.  

 
V2 - Rodung von Gehölzen  
Die Baufeldräumung mit Rodung von Gehölzen ist nur außerhalb der Vogelbrutzeit, d. 
h. beginnend am 1. Oktober und bis spätestens Ende Februar, durchzuführen. 
 
V3 – Vogelfreundliche Gestaltung der Grünflächen  
Bei der Gestaltung der randlichen Grünflächen sind die Belange des Vogelschutzes zu 
beachten: es Wiesenflächen sind kräuterreich anzusäen und extensiv zu pflegen, bei 
den Sträuchern sind beerentragende Sträucher zu bevorzugen, im Süd- und Süden 
des Geltungsbereichs sind ausschließlich lockere Strauchpflanzungen vorzunehmen, 
von der Pflanzung von Bäumen 1. Wuchsordnung ist hier abzusehen.  

 
V4 – Verzicht auf vogelgefährdende Glasflächen  
Bei der Konstruktion der baulichen Anlagen sind vogelgefährdende Glaskonstruktionen 
und Glasflächen konsequent zu vermeiden (u.a. durch den Einsatz von strukturiertem, 
mattierten, bedrucktem Glas). 

 
V5: Tierfreundliche Beleuchtung  
Die Belange von Vögeln und Insekten sind bei der Konzipierung von Beleuchtungsan-
lagen zu beachten: Die Beleuchtungsdauer und -intensität sind beim Bau und Betrieb 
auf das unbedingt erforderliche Maß zu reduzieren. Dabei sind u.a. die Möglichkeiten 
von Zeitschaltuhren und Bewegungsmeldern zu nutzen. Die Außenbeleuchtung von 
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Gebäuden und die Parkplatzbeleuchtung sind mit LED-Leuchtmitteln (bevorzugt 
warmweiß) auszustatten. Die horizontale wie vertikale Abstrahlung ist dabei durch Ab-
deckungen und Abschirmungen zu minimieren. 

 
V6: Bekämpfung von Neophyten  
Das Aufkommen und Verbreitung von Neophyten (v.a. Goldrute, Springkraut, Knöte-
rich) ist während der Bauphase zu verhindern. Sollten dennoch in nennenswertem Um-
fang Neophyten auftreten, sind diese vor der Samenreife vollständig zu entfernen und 
fachgerecht zu entsorgen (d.h. nicht über das Grüngut). 
 
CEF-1: Entwicklung Offenlandbrüter-Lebensraum [Geltungsbereich F.1] 
Als Ausgleich für die mögliche Beeinträchtigung der Fortpflanzungsstätten von Offen-
landbrütern sind auf dem Flurstück Fl.Nr. 532/2 (ca. 0,5 ha) Maßnahmen durchzufüh-
ren, die eine dauerhafte Aufwertung als Lebensraum für Offenlandbrüter bewirken. Die 
hierzu erforderlichen Maßnahmen, die in der Planzeichnung im Anhang zum Umwelt-
bericht detailliert aufgeführt sind, sind zu beachten.  

 
13.  Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
 

Die auf Fl.Nr. 532/2, Gmkg. Wangen durchzuführenden Maßnahmen führen zu einer 
Aufwertung der Fläche um 12.963 Wertpunkte. Damit ist ein Großteil des nach aktuel-
lem Eingriffsleitfaden berechneten Ausgleichbedarfs (13.759 Wp.) abzugelten. Die dar-
über hinaus benötigten 796  Wertpunkte sind durch eine entsprechende Abbuchung 
von der gemeindlichen Ökokontofläche nordwestlich Gröbern, Fl.Nr. 574, Gmkg. Wan-
gen abzugelten.  Bei dem dort erzielten Aufwertungsfaktor von 8,79 Wp/m² ist dafür ei-
ne Fläche von 91 m² erforderlich. 

 
 
14. Immissionsschutz 
 

 Südlich des Feuerwehrgebäudes im Bereich der Stellplätze ist ein Bauraum für einen 
Obdachlosen Container festgesetzt. Dem Vorhaben stehen keine immissionsfachlichen 
Belange entgegen, sofern die Fenster von schützenswerten Räumen des IO 11 (Ob-
dachlosen Container gem. Planzeichen B.3, letzte Zeile „O-C“) ausschließlich in Rich-
tung Süden orientiert werden. 

 Auf die schalltechnische Untersuchung zur Aufstellung des Bebauungsplans „Sonder-
gebiet Feuerwehrhaus und Fläche für den Gemeinbedarf“, Auftrags.-Nr. 8228.1 / 2023 
– JB, vom 23.01.2023 des Ingenieurbüros Kottermair, GmbH, Altomünster, wird Bezug 
genommen. 

 
 
15.          In-Kraft-Treten 
 Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 
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E.    H I N W E I S E   D U R C H  T E X T 
 
1. Belange der Landwirtschaft  
  Mit Geruchs-, Lärm- und Staubimmissionen durch die Bewirtschaftung der angren-

zenden landwirtschaftlichen Grundstücke und Hofstellen ist zu rechnen. Dies kann 
auch vor 6.00 Uhr morgens bzw. nach 22.00 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen – 
während landwirtschaftlicher Saisonarbeiten – der Fall sein. 
Bei dem Vorhaben ist darauf zu achten, dass die Grenzabstände bei Bepflanzung 
neben landwirtschaftlich genutzten Flächen laut „Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch" (AGBGB), Art. 48, eingehalten werden. 
Weiterhin ist die Bepflanzung regelmäßig zurückzuschneiden, damit die 
Bewirtschaftung der Flächen und das Befahren der Wege durch die Landwirte auch 
zukünftig problemlos gewährleistet  sind. 
Die Zufahrten zu den landwirtschaftlichen Grundstücken müssen auch weiterhin 
uneingeschränkt möglich sein. 
Der anfallende Mutterboden muss gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand erhalten 
und vor Vernichtung oder Vergeudung geschützt werden. 
 

2. Denkmalschutz:  Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung von Bauvorhaben zutage 
kommen, unterliegen der Meldepflicht nach Art. 8 DSchG (Denkmalschutzgesetz). Die 
archäologische Denkmalpflege macht darauf aufmerksam, dass Bodendenkmäler, die 
bei der Verwirklichung des Vorhabens zutage kommen, dem Bayer. Landesamt für 
Denkmalpflege, Klosterberg 8, 86672 Tierhaupten, Tel.: 08271/ 8157/157-0, 
unverzüglich bekannt gemacht werden müssen. 

 
3. Wasserwirtschaftliche Auflagen (Grundwasser- und Bodenschutz, Altlasten) 
  Es dürfen auf keinen Fall wassergefährdende Stoffe in den Untergrund gelangen. Dies 

ist besonders im Bauzustand zu beachten.  
 

Eine Versiegelung der Geländeoberflächen ist soweit möglich zu vermeiden. Es gilt 
das Versickerungsgebot, sofern der Untergrund entsprechende Durchlässigkeiten 
aufweist und ein entsprechender Grundwasserflurabstand gegeben ist.  
 Das von Dachflächen und sonstigen befestigten Flächen abfließende 
Niederschlagswasser der Baugrundstücke ist grundsätzlich auf den Grundstücken 
breitflächig zu versickern. Einer linienförmigen (Rigolen) oder punktförmigen 
Versickerung (Sickerschacht) kann nur dann zugestimmt werden, wenn der Nachweis 
geführt wird, dass eine flächige Versickerung nicht möglich ist. Eine Versickerung des 
Regenwassers  darf ausschließlich über unbelasteten Untergrund erfolgen. 

  Das Niederschlagswasser von den öffentlichen Fahr- und Park-/Stellplatzflächen ist 
unter Beachtung des DWA-Merkblattes M 153 ebenfalls möglichst über belebte 
Bodenzonen (z. B. Muldenversickerung) breitflächig zu versickern. 
Pflaster mit offenen Fugen oder splittgefüllten Fugen ist auf Grund fehlender 
Reinigungsleistung des Fugenmaterials grundsätzlich nicht zustimmungsfähig. 
Grundsätzlich sind alle Versickerungsanlagen nach dem Regelwerk der DWA, 
Merkblatt 153 (Stand August 2007) und Arbeitsblatt A 138 (Stand April 2005) zu 
bemessen. Des Weiteren sind gegebenenfalls noch die DWA-Arbeitsblätter A 117, A 
118 und A 166 zu berücksichtigen. 



Gemeinde Waidhofen    •    Bebauungsplan  „Sondergebiet Feuerwehrhaus und Fläche für Gemeinbedarf“ 
• Textliche Festsetzungen Ziff. D. und Hinweise Ziff. E 

 

 11 

Auf die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) bzw. die Änderung 
zum 01.10.2008 und die entsprechenden aktualisierten Technischen Regeln 
(TRENGW und TRENOG) dazu, wird hingewiesen. 
Eine Versickerung von Regenwasser über belastete Bodenflächen darf nicht erfolgen. 
Sollte eine Versickerung nicht möglich sein, so ist dies durch entsprechende 
Nachweise zu belegen. Eine Nutzung des anfallenden Regenwassers als Grauwasser 
ist möglich. 
Bei Nutzung des Niederschlagswassers wird auf die Anzeigepflicht gemäß § 13 Abs. 3 
Trinkwasserverordnung 2001 (TrinkwV 2001) hingewiesen.  

  Sämtliche Bauvorhaben sind an die öffentliche Abwasseranlage und an die zentrale 
Wasserversorgungsanlage anzuschließen. 
Hausdränagen dürfen nicht an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden. 

 
Es ist nicht auszuschließen, dass im Zuge von Baumaßnahmen in den betroffenen 
Bereichen Altlastenverdachtsflächen oder sonstige schädliche Bodenverunreinigungen 
aufgedeckt werden. Sollte sich dies bestätigen, sind das Landratsamt Neuburg-
Schrobenhausen und das Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt umgehend zu informieren. 
Für die weitere Vorgehensweise sind dann die folgenden Punkte zu beachten: 
Die erforderlichen Maßnahmen sind durch einen fach- und sachkundigen 
Sachverständigen (Bereich Bodenschutz) in Abstimmung mit dem 
Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt festzulegen. Des Weiteren sind im Anschluss die 
notwendigen Untersuchungen durchzuführen, die fachgerechte Ausführung zu 
überwachen sowie die gewerteten Ergebnisse in einem Bericht zusammenzufassen, 
der dem Landratsamt Neuburg-Schrobenhausen und dem Wasserwirtschaftsamt 
Ingolstadt zeitnah und unaufgefordert zur Prüfung vorzulegen ist. Kontaminiertes 
Aushubmaterial ist in dichten Containern oder auf befestigter Fläche mit vorhandener 
Schmutzwasserableitung zwischenzulagern, zu untersuchen und nach Vorliegen der 
Untersuchungsergebnisse ordnungsgemäß zu entsorgen. 
Eine Versickerung des Niederschlagswassers über belastete Auffüllungen ist nicht 
zulässig. Kontaminierte Auffüllungen im Bereich von evtl. geplanten 
Versickerungsanlagen sind entsprechend den Sickerwegen vollständig auszutauschen 
und ordnungsgemäß zu entsorgen. Die Z0-Werte der LAGA – Boden sind dabei 
einzuhalten. Dies ist durch Sohl- und Flankenbeprobungen zu belegen. Der 
Parameterumfang ist mit dem Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt im Vorfeld 
abzustimmen. 
Als Auffüllmaterial darf nur schadstofffreies Material (z.B. Erdaushub, Sand, Kies usw.) 
verwendet werden. 
 

4.            Abwasserbeseitigung 
Das Baugebiet ist dann mittels eines Trennsystems (gemäß WHG, Stand 18.08.2021) 
abwassertechnisch zu erschließen. 
Das Bauvorhaben ist an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen. 
Eine Versiegelung der Geländeoberflächen ist soweit möglich zu vermeiden. 
Das Niederschlagswasser von den öffentlichen Fahr- und Park-/Stellflächen ist unter 
Beachtung des DWA-Merkblattes M 153 möglichst über belebte Bodenzonen (z. B. Mul-
denversickerung) breitflächig zu versickern. 
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Auf die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV), bzw. die Änderung zum 
11.09.2008 und die entsprechenden aktualisierten Technischen Regeln (TRENGW und 
TRENOG) dazu, wird hingewiesen. 
Eine Versickerung von Regenwasser über belastete Bodenflächen darf nicht erfolgen. 
Sollte eine Versickerung nicht möglich sein, so ist dies durch entsprechende Nachwei-
se zu belegen. 
 

5.  Energie und Klimawandel: Ausdrücklich wird für die neu zu erstellenden Bauwerke der 
Einsatz von regenerativen Energiequellen (z.B. für Sonnenkollektoren, Wärmepumpen, 
Photovoltaik) und energiesparende Bauweisen (z.B. Niedrigenergiebauweise, 
verbesserte Dämmung) empfohlen. Auf die rechtsverbindlich einzuhaltenden 
Anforderungen des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) wird ausdrücklich hingewiesen. 
Für die Hauptgebäude ist durch geeignete Maßnahmen ein Niedrigenergiestandard 
anzustreben, damit der max. Heizenergiebedarf von 55 kWh pro m2 Wohnfläche im 
Jahr nicht überschritten wird. Darüber hinaus soll ein möglichst hoher Anteil von 
regenerativen Energien beim Wärmebedarf angesteuert werden. 

 
6.  Immissionsschutz und Feuerwehr 
 Für Feuerwehren ist die Nr. 7.1 Satz 1 der TA Lärm einschlägig: 

Ausnahmeregelung für Notsituationen: 
Soweit es zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung oder 
zur Abwehr eines betrieblichen Notstandes erforderlich ist, dürfen die 
Immissionsrichtwerte der Nr. 6 überschritten werden. 
 

7.  Die gesetzlichen Anbauverbotszonen (der B 300) genügen voraussichtlich nicht zum 
Schutz der Anlieger vor Lärm-, Staub- und Abgasimmissionen. 
Die für die Bemessung von Immissionsschutzeinrichtungen nötigen Angaben sind über 
die Immissionsschutzbehörde zu ermitteln (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. 
BImSchV). 

  Auf die von der Straße ausgehenden Emissionen wird hingewiesen. Eventuelle 
erforderliche Lärmschutzmaßnahmen werden nicht vom Baulastträger der Bundes- 
bzw. Staatsstraße übernommen (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV). 

 
8.  Den Bauantragsunterlagen ist ein fachgerechter Freiflächengestaltungsplan 

beizulegen. Inhalt dieses Plans im Maßstab 1/100 bzw. 1 / 200 sind Grünflächen sowie 
befestigte Flächen mit Materialangaben, Höhenangaben des Gebäudes und Geländes 
sowie Zufahrten, Zugänge, Nebenanlagen und Einfriedungen. Die geplanten 
Entwässerungsanlagen mit den Angaben zur Versickerung des Niederschlagswassers 
sowie der Anschluss an das ölffentliche Kanalnetz sind hier ebenfalls darzustellen. 
Dem Plan ist eine Pflanzenliste mit den geplanten Gehölzen beizulegen. 

 
9.  Bei der CEF Maßnahme und der Externen Ausgleichsfläche auf Flurnummer 532/ 2 ist 

folgende Pflegemahd erforderlich: 
• Es ist die Gesamtfläche zweimal jährlich zu mähen und das Mahdgut abzufahren. 
• 1. Mahd vor dem 10. Mai 
• 2. Mahd nach dem 30. September. 
• Vor der 1. Mahd ist die Fläche jeweils auf Vogelbruten zu kontrollieren! 

 


